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Grußwort 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe ehrenamtlich engagierte Bürgerinnen und Bürger  
in der Flüchtlingshilfe, 
 
die Aufgaben des Landkreises Heidenheim im Flüchtlingsbereich 
haben sich im vergangenen Jahr entscheidend geändert. Während 
Anfang 2016 die Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen noch 
die größte Herausforderung war, hat nun die Integration der Kinder, 
Frauen und Männer, die aus ihrer alten Heimat fliehen mussten und 
hier bei uns bleiben können, höchste Priorität.  
 
Ein wichtiger gemeinsamer Schritt zahlreicher Akteure war die 
Einrichtung des Integrationszentrums Heidenheim (IZH) Mitte 2016.  
Denn um die Herausforderung Integration zu stemmen, braucht es mehr als die Arbeit einzelner: 
Alle relevanten Stellen müssen diese Aufgabe gemeinsam anpacken, sich vernetzen und an 
einem Strang ziehen. Im Landkreis Heidenheim haben wir mit dem IZH, wo auch unser 
Bildungskoordinator und unser Integrationsbeauftragter angesiedelt sind, die optimalen 
Voraussetzungen, dass dies gelingt.  
Ein weiterer wichtiger Baustein in der Integrationsarbeit ist das Begegnungszentrum Migration und 
Ehrenamt in der ehemaligen Waldkirche in Heidenheim, das wir im Oktober 2016 eröffnet haben. 
Wir schaffen dort die Rahmenbedingungen für einen Austausch zwischen Menschen aus dem 
Kreis sowie für integrative Projekte, zum Beispiel Veranstaltungen, Sprachförderung, 
Hausaufgabenbetreuung, musikalische oder handwerkliche Aktionen oder spezielle Angebote für 
Frauen oder Kinder. Somit bietet das Begegnungszentrum gleich zahlreiche Möglichkeiten zur 
Förderung der Integration, die wir aber nur mit Ihrer tatkräftigen Unterstützung ausschöpfen 
können. Ich bin sehr dankbar für die große Hilfe, die Sie hierbei ï aber auch in zahlreichen 
anderen Lebensbereichen ï bereits bieten. 
 
Bei ihrer wertvollen Integrationsarbeit wollen wir Sie als ehrenamtliche Helferinnen und Helfer 
natürlich nach besten Möglichkeiten unterstützen. Eine Hilfestellung soll auch dieser Leitfaden 
sein, in welchem das Asylrecht ebenso dargestellt wird wie die Situation im Landkreis Heidenheim. 
Sie finden Antworten auf häufig gestellte Fragen und Links zu interessanten Webseiten. Der Ihnen 
vorliegende Leitfaden ist bereits die dritte Auflage, in welchem beispielsweise auch gesetzliche 
Änderungen berücksichtigt sind. Er ergänzt das vom Land Baden-Württemberg für die 
ehrenamtliche Fl¿chtlingshilfe herausgegebene Handbuch ĂWillkommen!ñ um die regionalen 
Belange und gibt Hilfestellungen für die ehrenamtliche Flüchtlingsarbeit. Der Leitfaden ist auch auf 
der Homepage des Landkreises unter www.landkreis-heidenheim.de abrufbar.  
 
 

 
 
Thomas Reinhardt 
Landrat 
Landkreis Heidenheim  
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1. Vorbemerkung 
 
 
Dieser Leitfaden soll gezielt den Menschen, die sich ehrenamtlich für die Unterstützung der 
Asylbewerber und Flüchtlinge im Alltag einbringen wollen, Hinweise und Hilfestellung geben. Er ist als 
Rüstzeug für den wertvollen Einsatz ehrenamtlicher Hilfe zu verstehen. Er wurde vom Landratsamt 
Heidenheim erstellt, um die Fragen zu beantworten, die häufig gestellt werden und basiert auf den 
bisher gemachten Erfahrungen. Ebenso sollen Hintergründe des Asylverfahrens aufgegriffen werden.  
 
Hauptaugenmerk der Landkreisverwaltung ist die bestmögliche Beratung und Betreuung der 
Asylbewerber. Eine intensive Begleitung und Unterstützung im alltäglichen Leben können die 
Mitarbeiter des Landratsamts nicht leisten und freuen sich deshalb über engagierte Mitbürger. Die 
Bereitstellung von Orientierungshilfen, Beratung und Informationen kann dabei auch als Beitrag für die 
Hilfe zur Selbsthilfe angesehen werden.  
 
Bitte beachten Sie, dass aus datenschutzrechtlichen Gründen personenbezogene Daten der 
Asylbewerber und Flüchtlinge nur weitergegeben werden dürfen, wenn dem Landratsamt von der 
ehrenamtlich tätigen Person eine entsprechende schriftliche Vollmacht des Asylbewerbers oder 
Flüchtlings vorgelegt wird, die detailliert beschreibt, welche Informationen weitergegeben werden 
dürfen. 
 
Die nachfolgenden Informationen erheben nicht den Anspruch auf Vollständigkeit, sondern bieten eine 
erste Orientierung. Der Leitfaden wird regelmäßig aktualisiert. 
 
Abgrenzung ehrenamtliche Tätigkeit - Aufgaben der Verwaltung 
 
Das ehrenamtliche Engagement ist in der Begleitung der Asylbewerber und Flüchtlinge ein wichtiger 
Bestandteil.  
 
Die Ehrenamtlichen unterstützen die hauptamtlichen Mitarbeiter der  sozialpädagogischen Beratung 
und Betreuung des Landratsamts bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Asylbewerberbereich. 
Dabei sollte beachtet werden, keine Aufgaben zu übernehmen, die zum Zuständigkeitsbereich des 
Landratsamts als untere Aufnahmebehörde gehören. Für die Asylbewerber ist es wichtig zu wissen, 
wer die richtigen Ansprechpartner bei welchen Belangen sind. Die Beratung liegt grundsätzlich im 
Aufgabenbereich der hauptamtlichen Fachkraft. Die individuelle Unterstützung der Asylbewerber im 
Alltag ist jedoch ohne das bürgerschaftliche Engagement nicht zu gewährleisten. Gerade hier ist die 
Hilfe der Ehrenamtlichen im Rahmen einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den Hauptamtlichen 
ausgesprochen wertvoll.  

 

2. Rechtliche Grundlagen des Asylrechts  
 
 
Das deutsche Recht unterscheidet zwischen dem Asylgrundrecht nach Art. 16 a Abs. 1 Grundgesetz 
(GG) und der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 4 und 1 Asylgesetz (AsylG) in 
Verbindung mit § 60 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz (AufenthG). 
 
Wenn Menschen auf der Flucht in der Bundesrepublik Deutschland einen Asylantrag stellen, werden 
sie in sog. Erstaufnahmeeinrichtungen gebracht. Über den Asylantrag entscheidet das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF). Das BAMF und seine Außenstellen sind für die individuelle 
Bearbeitung der Asylanträge zuständig. Dort erfolgt auch die erste Anhörung der Flüchtlinge. 
 
Nach der Anhörung kann der betroffene Personenkreis den künftigen Wohnort in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht selbst bestimmen. Über zentrale Aufnahmestellen erfolgt die Verteilung zunächst 
nach dem sog. Königsteiner Schlüssel auf die einzelnen Bundesländer. Die Verteilungsquote für das  
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Land Baden-Württemberg beträgt für das Jahr 2017 12,96662 % der beim Bund ankommenden 
Asylsuchenden. Im Anschluss verteilen die Länder nach einem sich aus Einwohnerzahl und 
Flächenanteil ergebenden Schlüssel die um Asyl suchenden Flüchtlinge auf die einzelnen Stadt- und 
Landkreise. Diese Quote beträgt für den Landkreis Heidenheim im Januar 2017 1,50713 %, d. h. bei 
einer Aufnahmequote des Landes von 1000 Flüchtlingen, werden dem Landkreis Heidenheim ca. 15 
Flüchtlinge zugewiesen. Bei der Zuweisung ist die Landesverwaltung möglichst bemüht, familiäre 
Bindungen zu berücksichtigen und besondere Lasten, z. B. aufgrund von schweren Erkrankungen, 
gleichmäßig zu verteilen.  
 
Die Zuweisung von Flüchtlingen an die Stadt- und Landkreise und deren Unterbringung richtet sich 
nach dem Gesetz über die Aufnahme von Flüchtlingen (Flüchtlingsaufnahmegesetz - FlüAG) vom 
19.12.2013 und der dazu erlassenen Verordnung des Integrationsministeriums vom 08.01.2014. 
Hiernach sind die Landratsämter als untere Aufnahmebehörden zur Unterbringung der ihnen vom Land 
Baden-Württemberg durch das Regierungspräsidium (RP) Karlsruhe  zugewiesenen Personen 
verpflichtet. Die Informationen an die Landratsämter zur Zuweisung erfolgen meist sehr kurzfristig. Die 
vom RP Karlsruhe zugewiesenen Asylbewerber muss das Landratsamt Heidenheim vorläufig in 
Gemeinschaftsunterkünften unterbringen (§ 8 FlüAG). Ein Rechtsanspruch auf eine bestimmte Form 
der Unterbringung besteht nicht. Die Unterkünfte müssen vom Landratsamt voll möbliert zur Verfügung 
gestellt, verwaltet und auch das notwendige Personal bereitgestellt werden. 
 
Zuständig im Landkreis Heidenheim für die Aufnahme, Unterbringung der Asylsuchenden, Gewährung 
der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) und die Beratung und Betreuung ist 
der Stabsbereich Migration und Ehrenamt des Landratsamts.  
Für aufenthaltsrechtliche und ausländerrechtliche Fragen der im Landkreis untergebrachten 
Asylbewerber sind die Ausländerbehörde im Stabsbereich Migration und Ehrenamt des Landratsamts 
und für die Stadtgebiete Heidenheim und Giengen die städtischen Ausländerbehörden zuständig. 
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2.1 Begriffsdefinitionen 
 
Asylbewerber oder Asylsuchender  
Wer in die Bundesrepublik Deutschland einreist und um Asyl bittet, dem wird Schutz gewährt. Während 
der Prüfung des laufenden Verfahrens durch das BAMF ist der Asylbewerber im Besitz einer 
Aufenthaltsgestattung bzw. einer Duldung vor Antragstellung. Bis zur tatsächlichen Antragstellung 
werden teilweise Duldungen ausgestellt. Diese Vorgehensweise ist der zeitlichen Verzögerungen beim 
BAMF geschuldet. Seit Mitte des Jahres 2016 werden die Antragstellung sowie die Aushändigung der 
Aufenthaltsgestattung an die Asylbewerber aufgrund der zurückgehenden Zugangszahlen 
überwiegend wieder bereits in der Erstaufnahmeeinrichtung durchgeführt. Bei Asylbewerbern, die ohne 
Antragstellung in den Landkreis Heidenheim zugewiesen wurden, wird dies zeitnah nachgeholt. 
Genaueres siehe unter Ausweisdokumente, Kapitel 2.3. 
Im Asylverfahren wird geprüft, ob es sich bei den Antragstellenden um politisch Verfolgte nach Art. 
16 a GG, um Flüchtlinge im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention handelt oder ob 
Abschiebungshindernisse wie Gefahren für Leib und Leben, Gefahr der Folter, drohende Todesstrafe 
oder ähnliche Gründe vorliegen. 
 
Geduldete Ausländer 
Abgelehnte Asylbewerber sind zur Ausreise verpflichtet und müssen die Bundesrepublik Deutschland 
verlassen. Wenn Ausreisehindernisse bestehen, keine Abschiebung erfolgen kann, da z. B. die 
Ausreise zurück ins Herkunftsland aus bestimmten Gründen nicht möglich ist, der Asylbewerber wegen 
einer Erkrankung nicht reisefähig ist oder kein gültiger Pass vorliegt, erhält der Ausländer 
vorübergehend eine Duldung. 
 
Anerkannter Flüchtling, subsidiär Schutzberechtigter oder Asylberechtigter 
Dieser erhält eine befristete Aufenthaltserlaubnis, mit der er  rechtmäßig in der Bundesrepublik 
Deutschland leben kann. Sie gilt meist zwischen einem halben Jahr und drei Jahren und wird aufgrund 
unterschiedlicher Anerkennungen erteilt. 
 
Kontingentflüchtling 
Dabei handelt es sich um Flüchtlinge, die in festgelegten Kontingenten nach dem Königsteiner 
Schlüssel in der Bundesrepublik Deutschland auf die Bundesländer verteilt werden. Sie werden im 
Rahmen eines Aufnahmeprogramms von Schutzbedürftigen mit einem Visum aufgenommen und 
durchlaufen kein Asylverfahren. Mit ihrer Ankunft erhalten sie sofort eine Aufenthaltserlaubnis aus 
humanitären Gründen, z. B. syrische Kontingentflüchtlinge. Sie haben Anspruch auf einen Sprach- und 
Integrationskurs und erhalten im Gegensatz zu Asylbewerbern sofort eine Arbeitserlaubnis. Zuständig 
für deren Leistungen ist von Beginn an das Jobcenter.  
 
Bezeichnung Asylant 
Umgangssprachlich wird häufig die Bezeichnung Asylant verwendet. Korrekt ist Asylbewerber, 
Asylsuchender, Flüchtling oder Geflüchteter. Darauf sollte geachtet werden. 
 
2.2 Zuständigkeiten  

 
Asylverfahren      BAMF 

Ausländerrechtliche Fragen  zuständige Ausländerbehörde für den Wohnort 

Leistungen, Unterbringung, soziale Beratung Landratsamt 

und Betreuung während des Verfahrens    

Unterbringung in der Anschlussunterbringung Städte und Gemeinden 

Betreuung in der Anschlussunterbringung  Landratsamt 

Leistungen bei Duldung    Landratsamt 

Leistungen bei Aufenthaltserlaubnis   Jobcenter 

(auch für Kontingentflüchtlinge) 
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2.3 Von der Ankunft bis zur Entscheidung und die Folgen 
 

 
LEA: Landeserstaufnahmestelle 
GUK: Gemeinschaftsunterkunft 

AU: Anschlussunterbringung 

Übersicht der Ausweisdokumente 
BÜMA, Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender. Es ist kein Aufenthaltstitel, sondern ein 
vorläufiges Aufenthaltspapier. Es wird von der Behörde ausgestellt, bei der das Asylgesuch gestellt 
wird (BAMF oder  LEA) und ist auf einen Monat befristet. Die Bescheinigung enthält die Angaben zur 
Person und ein Lichtbild des Ausländers sowie die Bezeichnung der Aufnahmeeinrichtung, in die sich 
der Ausländer zur Asylantragstellung unverzüglich zu begeben hat. 
 
Neu: Ankunftsnachweis (AKN) 
Im Zuge des neuen Datenaustauschverbesserungsgesetzes wurde die Regelung zur BÜMA geändert. 
Diese wird seit Inkrafttreten der Änderung zum 05.02.2016 Ankunftsnachweis genannt. Der AKN ist 
jedem Schutzsuchenden, der bereits registriert ist, aber noch keinen Asylantrag stellen konnte, 
auszuhändigen. Zuständig dafür sowie für die Verlängerung sind die Aufnahmeeinrichtungen der 
Länder bzw. die Außenstellen des BAMF. Bei Asylsuchenden, die nicht mehr verpflichtet sind in einer 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, sind die Ausländerbehörden für die Verlängerung zuständig.  
 
Neu: Duldung vor Antragstellung,  
erhalten die Asylbewerber, wenn sie in den Landeserstaufnahmestellen bereits registriert wurden, 
jedoch noch keinen Asylantrag gestellt haben.  
 
Aufenthaltsgestattung,  
erhalten die Asylbewerber nach der Antragstellung während des Asylverfahrens. 
 
Duldung,  
erhalten die Ausländer, wenn der Asylantrag abgelehnt wurde und eine Ausreise noch nicht erfolgen 
kann. 
 
Aufenthaltserlaubnis, zeitlich befristet 
erhalten die Asylbewerber nach der Anerkennung als Asylberechtigte oder Flüchtlinge. 
  

LEA  

Å Aufenthalt: einige Wochen 

Å Datenerfassung, Datenabgleich und Erstmeldung im Ausländerzentralregister 

Å erkennungsdienstliche Maßnahmen 

Å erste Gesundheitsüberprüfung 

GUK 

Å Aufenthalt: Bis Abschluss des Asylverfahrens, jedoch max. 24 Monate  

Å Hilfestellung bei Organisation und Orientierung im Alltag 

Å soziale Beratung und Betreuung 

AU 

Å Aufenthalt: bis zum Verfahrensende  

Å abgelehnte Asylbewerber: bis zur Aufenthaltsbeendigung 

Å Ausreisepflichtige Asylbewerber mit Abschiebehindernissen 

Å Anerkannte Flüchtlinge sofern sie noch keine Privatwohnung gefunden haben 

Privat 

Wohnung 

ω nach positivem Abschluss des Asylverfahrens, Ausländer mit 
Aufenthaltserlaubnis 
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Ansprechpartner für aufenthaltsrechtliche Fragen 
Für die Feststellung des ausländerrechtlichen Status der im Landkreis untergebrachten Asylbewerber 
sind die jeweiligen Ausländerbehörden zuständig. Grundsätzlich wird von der BAMF-Außenstelle in der 
LEA im Rahmen der Antragstellung eine Aufenthaltsgestattung ausgestellt. Wenn dies nicht erfolgt ist, 
wird die Aufenthaltsgestattung von der Ausländerbehörde erteilt. Die Ausstellung einer Duldung oder 
einer Aufenthaltserlaubnis, abhängig vom Ausgang des Asylverfahrens, erfolgt durch die örtlich 
zuständige Ausländerbehörde. Ansprechpartner für die Stadt Heidenheim und die Stadt Giengen sind 
deren Ausländerbehörden, für die anderen Kommunen im Landkreis die untere Ausländerbehörde des  
Landratsamts. 
 
Ablauf des Asylverfahrens in der Bundesrepublik Deutschland 
Für die Durchführung des Asylverfahrens in der Bundesrepublik Deutschland ist das BAMF zuständig. 
In Baden-Württemberg sind neben Karlsruhe weitere Außenstellen eingerichtet. Der Asylsuchende 
kann sich bei jeder Polizeidienststelle oder bei einer Ausländerbehörde als Asylantragsteller melden. 
Eine Meldung als Asylsuchender kann auch direkt bei einer Erstaufnahmeeinrichtung erfolgen. Nach 
der Meldung wird der Asylsuchende erkennungsdienstlich behandelt. Es werden seine Personendaten 
und Fingerabdrücke in einem zentralen, bundesweiten Computersystem gespeichert. Dies ist 
notwendig, um festzustellen, ob der Asylsuchende bereits früher einen Asylantrag in der 
Bundesrepublik Deutschland oder in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union gestellt hat. 
Anschließend erhält er eine Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender (BÜMA) bzw. einen 
AKN. 
 
Danach muss sich der Asylsuchende unverzüglich innerhalb der in der BÜMA/AKN angegebenen Frist 
bei der in der BÜMA/AKN genannten Aufnahmeeinrichtung melden. Erst in dieser Aufnahmestelle wird 
dann der förmliche Asylantrag gestellt. Hierfür ist ein persönliches Erscheinen notwendig. Bei der 
Asylantragstellung wird der Asylsuchende in den meisten Fällen noch nicht direkt zu seinen 
Fluchtgründen befragt. Nach der Registrierung in der LEA werden die Asylbewerber angehört und 
gesundheitlich untersucht. Im Anschluss erfolgt die Zuweisung an den Landkreis. Wenn die 
Asylbewerber eingetroffen sind, erhalten sie einen separaten Termin für das sog. Interview beim 
BAMF. Nach dem Antrag stellt das BAMF eine Aufenthaltsgestattung mit einer Gültigkeit von in der 
Regel drei Monaten aus. Diese kann für die Dauer des Asylverfahrens um jeweils sechs Monate 
verlängert werden. Zuständig hierfür ist die Ausländerbehörde am Wohnort. 
 
Hinweis: 
Das BAMF weist darauf hin, dass die Asylbewerber nicht eigeninitiativ einen Termin beim BAMF 
vereinbaren bzw. ohne Termin dort erscheinen. Den Asylsuchenden wird ein Termin schriftlich 
mitgeteilt oder auf der BÜMA/AKN vermerkt. Es ist zu beachten, dass es beim BAMF in Eningen (bei 
Reutlingen) und Meßstetten keine Übernachtungsmöglichkeiten gibt.  
Bezüglich der Termine beim BAMF sollte eine enge Abstimmung zwischen Asylbewerber und örtlicher 
Wohnheimleitung erfolgen.  
 
Nun folgt der wichtigste Teil des Verfahrens, die Anhörung. Dabei muss der Asylsuchende die Gründe 
darlegen, weshalb er das Herkunftsland verlassen musste, was ihm bei der Rückkehr drohen könnte 
und weshalb ihm eine Rückkehr nicht möglich ist. Die Anhörung stellt somit die wichtigste Grundlage 
für die Entscheidung über den Asylantrag dar. Asylsuchende haben ein Recht darauf, in ihrer 
Muttersprache angehört zu werden. Dafür wird vom BAMF ein Dolmetscher gestellt. Der Asylsuchende 
darf von einem Rechtsanwalt zur Anhörung begleitet werden. Die endgültige Entscheidung über den 
Asylantrag wird dem Flüchtling persönlich in einem schriftlichen Bescheid des BAMF per Post 
zugestellt.  
 
Stellt das BAMF fest, dass der Asylsuchende bereits in einem anderen europäischen Land (sicheres 
Drittland) einen Asylantrag nach der Dublin-Verordnung gestellt hat, nimmt das BAMF Kontakt mit dem 
jeweiligen Land auf und versucht eine Rücküberstellung des Asylsuchenden zu erzielen.  
 
Unterbringung während des laufenden Asylverfahrens 
Asylsuchende sind in Baden-Württemberg in den ersten Wochen nach ihrer Einreise in 
Landeserstaufnahmestellen (LEA) untergebracht. Von diesen werden sie dann auf die Landkreise und  
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kreisfreien Städte verteilt. Bis zur Entscheidung über den Asylantrag besteht für Asylbewerber die 
Verpflichtung, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen.  
 
Residenzpflicht und Wohnsitzauflage 
Unmittelbar nach der Ankunft im Landkreis muss sich der Asylbewerber bei der zuständigen 
Ausländerbehörde persönlich vorstellen. Dort erhält er eine neue Aufenthaltsgestattung für den 
Landkreis Heidenheim. Diese ist  befristet und muss nach Ablauf entsprechend verlängert werden. 
Während der Zeit des Asylverfahrens unterliegt der Asylbewerber nach § 56 AsylG einer 
Aufenthaltsbeschränkung, der sog. Residenzpflicht. In den ersten drei Monaten ist der 
Aufenthaltsbereich auf den Landkreis begrenzt.  Danach ist der Aufenthaltsbereich auf das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland beschränkt.  
Allerdings kann die Ausländerbehörde eine räumliche Beschränkung anordnen, die sowohl auf 
Asylbewerber als auch auf Geduldete angewendet werden darf.  
 
Dies gilt z. B. bei: 

- Verurteilung wegen einer Straftat 
- Verstoß gegen das Betäubungsmittelgesetz 
- Bevorstehen von konkreten Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 

 
Solange der Asylbewerber seinen Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln bestreiten kann, erlässt 
die Ausländerbehörde eine sog. Wohnsitzauflage. Dies bedeutet, dass der Asylbewerber verpflichtet 
wird, seinen gewöhnlichen Aufenthalt an einem bestimmten Ort zu haben. Ausnahmen kann die 
Ausländerbehörde erteilen. 
 
Umverteilung während des Verfahrens in einen anderen Landkreis 
Möchte ein Asylbewerber in einen anderen Landkreis ziehen, stellt er bei der für seinen Wohnort 
zuständigen Ausländerbehörde einen Antrag auf Umverteilung. Die Entscheidung über die 
Realisierung wird von der zuständigen Ausländerbehörde des gewünschten Unterbringungsortes 
getroffen.  
 
Auszug in Privatwohnung während des Verfahrens innerhalb des Landkreises 
Ein Auszug aus der vorläufigen Unterbringung in eine Privatwohnung ist einem Asylbewerber im 
laufenden Verfahren grundsätzlich nicht gestattet. 
Asylbewerber sind nach FlüAG verpflichtet, für die Dauer des Asylverfahrens in der vorläufigen 
Unterbringung zu wohnen, mindestens für 24 Monate, danach folgt die Anschlussunterbringung (AU) in 
den Städten und Gemeinden.  
 
Abschluss des Asylverfahrens 
Bei einer positiven Entscheidung des BAMF über einen Asylantrag erhält der Asylsuchende eine 
befristete Aufenthaltserlaubnis (AE). Der Ausländer ist dann leistungsberechtigt nach dem 
Sozialgesetzbuch II (SGB). Dies bedeutet, dass er die Leistungen vom Jobcenter erhält.  
 
Wohnsitzauflage für anerkannte Flüchtlinge, subsidiär Schutzberechtigte und Asylberechtigte 
Durch das Inkrafttreten des Integrationsgesetzes am 06.08.2016 wurde durch den neu eingefügten 
§ 12a AufenthG die Wohnsitzauflage für Asylberechtigte, Flüchtlinge, subsidiär Schutzberechtigte und 
Personen, denen erstmalig ein Aufenthaltstitel nach § 22, § 23 oder § 25 Abs. 3 AufenthG erteilt wurde, 
geregelt. 
Die Wohnsitzauflage dient der Förderung der nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse der 
Bundesrepublik Deutschland. Diese Vorschrift gilt auch rückwirkend für Flüchtlinge die nach dem 
01.01.2016 anerkannt wurden. Eine Wohnsitzauflage wird für den Zeitraum von drei Jahren ab 
Anerkennung oder Erteilung der Aufenthaltserlaubnis erteilt. Die Erteilung einer Wohnsitzauflage findet 
keine Anwendung, wenn der Ausländer, sein Ehegatte, eingetragener Lebenspartner oder 
minderjähriges Kind eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit einem Umfang von 
mindestens 15 Stunden wöchentlich aufnimmt oder aufgenommen hat und über ein bestimmtes 
Mindesteinkommen verfügt oder eine Berufsausbildung, ein Studien- oder Ausbildungsverhältnis 
aufnimmt oder aufgenommen hat. 
Nach § 12a Abs. 1 AufenthG erfolgt die Wohnsitzauflage auf das Land Baden-Württemberg. 
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Ein Ausländer kann jedoch nach § 12a Abs. 2 und 3 innerhalb von sechs Monaten nach Anerkennung 
oder erstmaliger Erteilung der Aufenthaltserlaubnis auch verpflichtet werden, seinen Wohnsitz in einer 
bestimmten Gemeinde zu nehmen. Die entsprechende Gemeinde wird nach Rücksprache mit der 
unteren Aufnahmebehörde ermittelt und durch die zuständige Ausländerbehörde verfügt. Die 
betroffenen Ausländer werden vorher schriftlich zu der beabsichtigten Wohnsitzauflage angehört. 
 
Nach einer negativen Entscheidung über den Asylantrag erfolgt eine Rückkehrberatung (siehe auch 
Kapitel 3.4) über eine freiwillige Ausreise. Wird diese Möglichkeit nicht wahrgenommen, kann eine 
zwangsweise Abschiebung aus dem Bundesgebiet durchgeführt werden. Bis dahin werden Ausländer 
geduldet, sind aber zur Ausreise verpflichtet. Das heißt, eine Duldung ist eine ausgesetzte 
Abschiebung. Die Gültigkeitsdauer hängt von den jeweiligen Umständen des Einzelfalls ab und beträgt 
in der Regel drei Monate. Nun muss das Regierungspräsidium Karlsruhe aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen prüfen und durchführen (siehe Abschiebung). 
 
Familiennachzug 
Nähere aktuelle rechtliche Informationen erteilt die zuständige Ausländerbehörde. 
 
Ende der vorläufigen Unterbringung und Anschlussunterbringung (AU) 
Die Unterbringung von Asylbewerbern wird im Land Baden-Württemberg durch das FlüAG geregelt. 
Sobald das Asylverfahren bestandskräftig negativ abgeschlossen ist oder nach 24-monatigem 
Aufenthalt in der Unterkunft, werden die Personen den kreisangehörigen Städten und Gemeinden zur 
Aufnahme in die AU zugeteilt. Das Landratsamt teilt die in die AU einzubeziehenden Personen den 
Städten und Gemeinden mit. Die Zuteilung an die Kommunen erfolgt nach einem Schlüssel, der sich 
aus dem Verhältnis der Einwohnerzahl der Kommune zur Gesamtbevölkerung des Landkreises ergibt. 
Bei dem Verfahren wird teilweise auch berücksichtigt, ob in den Kommunen bereits Flüchtlinge in der 
vorläufigen Unterbringung leben.  
 
Die vorläufige Unterbringung endet auch mit der Erteilung eines Aufenthaltstitels oder mit dem 
erfolgreichen Abschluss des Asylverfahrens. Asylberechtigte oder anerkannte Flüchtlinge können sich 
eine private Wohnung suchen. Wenn sie zeitnah keine private Wohnung finden, werden sie zunächst 
ebenfalls den Städten und Gemeinden im Landkreis zur AU zugeteilt.  
 
Unterkünfte in der AU 
Die Städte und Gemeinden bringen die Flüchtlinge in eigenen Liegenschaften oder in hierfür 
angemieteten Wohnräumen unter. Die Ausstattung der Unterkünfte in den Kommunen ist vergleichbar 
zur Ausstattung der Gemeinschaftsunterkünfte beim Landkreis. Es handelt sich bei dieser 
Unterbringung  nicht um ein Mietverhältnis, sondern um ein öffentlich-rechtliches Nutzungsverhältnis. 
Für diese Nutzung erhebt die Kommune Gebühren von den untergebrachten Personen.   
 
Dauer der AU 
Die AU dauert so lange, bis die betreffende Person ausreist, abgeschoben wird, die Voraussetzung für 
die Erteilung eines Aufenthaltstitels erfüllt und eine private Wohnung bezieht. 
 
Abschiebung 
Wenn der Asylantrag abgelehnt wurde und der Abschiebung keine Hinderungsgründe entgegenstehen, 
kann jederzeit ein unangekündigter Vollzug dieser Entscheidung erfolgen. Für die Abschiebung ist das 
RP Karlsruhe zuständig. 
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3. Aufgaben und Leistungen des Landkreises Heidenheim  
 
 
Wie bereits unter Kapitel 2 angesprochen, ist das Landratsamt als untere Aufnahmebehörde und dort 
der Stabsbereich Migration und Ehrenamt für die Aufnahme und Unterbringung der Asylbewerber und 
Flüchtlinge sowie für die Leistungsgewährung zuständig. Die Betreuung der Asylbewerber erfolgt auf 
Grundlage der Gesamtkonzeption ĂUnterbringung, Beratung und Betreuung von Asylbewerbern und 
Fl¿chtlingen im Landkreis Heidenheimñ sowie der Kooperationskonzeption zwischen dem Landkreis 
Heidenheim und den Trägern der freien Wohlfahrtspflege Diakonie und Arbeiterwohlfahrt beim Einsatz 
von ehrenamtlichen - bei freien Trägern angegliederten - Kräften der Freundes- und Unterstützerkreise 
Asyl (Gesamtkonzeption und Kooperationskonzeption siehe unter www.landkreis-heidenheim.de). 
 
3.1 Ablauf bei Ankunft der Asylbewerber im Landkreis 
 
Vorbemerkung 
Wenn sich nicht zugewiesene Asylbewerber illegal, d. h. ohne ausländerrechtlichen Status oder 
Papiere im Landkreis aufhalten, sind diese angehalten, aus Eigeninitiative umgehend die  
nächstgelegene LEA bzw. BAMF-Stelle aufzusuchen. Wird dies vom Asylbewerber verweigert, muss 
die Polizei eingeschaltet werden. Um eine Obdachlosigkeit zu vermeiden, sollte ggf. das 
Bürgermeisteramt der Stadt bzw. Gemeinde, in der sich der Ausländer aufhält, hinzugezogen werden. 
 
Aufnahmeprozedere 
Wenn die neuankommenden Asylbewerber aus den LEAs eintreffen, werden sie von den Mitarbeitern 
des Stabsbereichs Migration und Ehrenamt des Landratsamts im Integrationszentrum Heidenheim 
empfangen. Bevor sie zu den jeweiligen Unterkünften im Landkreis gebracht werden, erhalten die 
Asylbewerber ihre Geldleistungen für den aktuellen Monat. Die weiteren Auszahlungen erfolgen dann 
in der Regel zu festgelegten monatlichen Terminen, die von der Leistungsabteilung bekanntgegeben 
werden, entweder in bar oder durch Überweisung auf das Bankkonto. 
 
Willkommensmappe und Informationsveranstaltung 
Bei der Ankunft wird den Asylbewerbern außerdem eine Willkommensmappe des Landkreises 
überreicht, die u. a. folgende Informationen und Unterlagen beinhaltet: 

- Leistungsbescheid 
- Wohnheimzulassungsbescheid mit Nutzungsordnung Wohnheim 
- Informationsschreiben über die Auszahlung der Geldleistung, Mitwirkungspflicht 
- Anschreiben Passfoto 
- Krankenschein und Zuzahlungsbefreiung 
- Informationsblatt: Ansprechpartner Wohnheimleitung, Leistungsabteilung, sozialpädagogische 

Beratung und Betreuung, Öffnungszeiten, zuständiges Rathaus/Ausländerbehörde, Ehrenamt, 
wichtige Tel. Nr. (Polizei, Rettungswagen, Feuerwehr) 

- Stadtplan 
- Busfahrplan 
- Ärzteverzeichnis 

 
Um die Asylbewerber bei der Ankunft nicht mit einer großen Vielzahl an Informationen zu überfordern, 
finden zeitnah nach der Ankunft in den Unterkünften Informationsveranstaltungen statt. Diese werden 
von den hauptamtlichen Fachkräften der sozialpädagogischen Beratung und Betreuung der Unterkunft 
unter Berücksichtigung der Muttersprache durchgeführt. Themen sind die Zuständigkeiten während 
des Asylverfahrens sowie eine erste Orientierung im Landkreis mit notwendigen Informationen. 
 
Es bietet sich an, dass Ehrenamtliche auf die Asylbewerber und Flüchtlinge erst nach einer Phase des 
ersten Ankommens - idealerweise am folgenden Tag - zugehen, sie in den Unterkünften besuchen und 
ihre ehrenamtliche Hilfe anbieten. Sie können erste Orientierungshilfen, z. B. wie gelange ich zum 
nächsten Einkaufsmarkt, wo ist die Bushaltestelle, Schule, Kindergarten und andere nützliche Tipps 
geben. (Weitere Informationen über die Einsatzmöglichkeiten der Ehrenamtlichen siehe Kapitel 8 
Ehrenamtliches Engagement) 
 

http://www.landkreis-heidenheim.de/
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Information über Neuzugänge, Umzüge und Auszüge von Asylbewerbern im Landkreis 
Die zentrale Wohnheimleitung informiert von Amts wegen die Meldebehörde bei den Kommunen über       
Neuzugänge. Bei Adressänderungen durch Umzug/Umverlegung während des laufenden Verfahrens, 
sowie Auszüge in die Anschlussunterbringung wird das BAMF, das Regierungspräsidium und die 
entsprechende Kommune von der zentralen Wohnheimleitung ebenfalls von Amts wegen über 
Änderungen in der Anschrift informiert. Die betreffende Person bzw. Familie muss nicht selbst aktiv 
werden. 
Folgender Hinweis ist auch in der ĂÜbergangsmappeñ enthalten: 
Bei Auszügen in eine Privatwohnung nach erfolgter Anerkennung muss der Flüchtling selbst die 
Anmeldung im Rathaus des Wohnorts vornehmen. Dies sollte in enger Abstimmung mit der 
Wohnheimleitung erfolgen.  

   
 Die Koordinationsstelle Ehrenamt des Landratsamts informiert die Ansprechpersonen der 

Ehrenamtlichen baldmöglichst über Neuzugänge. Bitte Änderungen in den Kontakten der 
Ansprechpersonen bei den Ehrenamtlichen für die Entgegennahme der Meldungen über Neuzugänge 
an die Koordinationsstelle Ehrenamt melden (Kontakte siehe Kapitel 8.3). 
 
3.2 Gemeinschaftsunterkünfte 

Der Landkreis betreibt Gemeinschaftsunterkünfte für Asylbewerber und Flüchtlinge in folgenden 
Städten und Gemeinden (alphabetisch): 

- Gerstetten, Giengen, 
- Heidenheim, Herbrechtingen, Hermaringen,  
- Königsbronn, 
- Nattheim, Niederstotzingen, 
- Sontheim/Brenz, Steinheim 

 
Dabei wird im Landkreis Heidenheim der Oberbegriff ĂGemeinschaftsunterk¿nfteñ in Gemeinschafts-, 
Behelfs- und Notunterkünfte unterschieden (GUK, BUK und NUK). Seit Herbst 2016 werden die 
Asylbewerber ausschließlich in Gemeinschaftsunterkünften (GUK) mit jeweils abgeschlossenen 
Wohneinheiten untergebracht. Die Not- und Behelfsunterkünfte konnten nach Rückgang der 
Asylbewerberzuweisungen geschlossen werden. 
 
Wohn- und Schlaffläche für einen Flüchtling und Platzbedarf 
Die Wohn- und Schlaffläche je Unterbringungsplatz beträgt  4,5 qm bis 7 qm. 
 
Ausstattung der Unterkünfte 
Die GUKs sind bedarfsgerecht mit Möbeln (Betten, ggf. Kinderbetten, Tische, Stühle, Spinde) und 
Haushaltsgegenständen (Kühlschränke, Herde, Waschmaschinen, Töpfe und Pfannen, Besteck, 
Geschirr, Gläser, Bettdecken, Kissen, Bettlaken und Bezüge, Handtücher, Wäschekörbe, 
Flügelwäschetrockner und Waschmittel, Reinigungsmaterial und -mittel, Abfallsäcke und Mülleimer 
etc.) ausgestattet.  
 
WLAN 
In der GUK Haintal im Integrationszentrum in Heidenheim steht für die Bewohner WLAN zur 
Verfügung. 
 
Wohnheimleitung beim Stabsbereich Migration und Ehrenamt 
Die zentrale Wohnheimleitung ist für die Belegung der Unterkünfte verantwortlich. Die 
Wohnheimleitungen vor Ort sind für deren Organisation und Verwaltung zuständig und sind 
Ansprechpartner für Anwohner, Gemeinde, Feuerwehr, Polizei und Nachbarschaft. Außerdem achtet 
die Wohnheimleitung zum Schutz der Bewohner der Unterkünfte auf die Einhaltung des Brandschutzes 
und der Nutzungsordnung. Zur Regelung des organisatorischen Ablaufs, zur Festlegung von Rechten 
und Pflichten der Bewohner und Besucher in den Gemeinschaftsunterkünften sowie als Grundlage für 
zu treffende Anordnungen wurde eine Nutzungsordnung erlassen. Diese ist in jeder Unterkunft 
ausgehängt bzw. einsehbar und enthält u. a. Informationen in Bezug auf Sauberkeit und Nachtruhe, 
Überprüfung von Rauchverbot und Fremdschläfern, Überwachung des Bestandes von Material und 
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Ausstattung. Darüber hinaus ist die Wohnheimleitung Ansprechpartner für den Einsatz der 
Asylbewerber zu gemeinnütziger zusätzlicher Arbeit (siehe Kapitel 6.1). 
 
Die Nutzung der Gemeinschaftsräume in den Unterkünften von Seiten des Ehrenamts ist grundsätzlich 
möglich und erwünscht, sollte aber mit der örtlichen Wohnheimleitung direkt abgestimmt sein, um 
Mehrfachbelegungen auszuschließen.  
Besucher der Unterkunft werden gebeten, die angegebenen Besuchszeiten einzuhalten. Die 
Nutzungsordnung enthält hierzu weitere Informationen. 
 
Sprechzeiten der Wohnheimleitung  
Über die Sprechzeiten informiert ein Hinweis in der Unterkunft. 
 
Gebäudemanagement und Hausmeister 
Neben den Hausmeistertätigkeiten sind die Mitarbeiter auch für die Unterhaltung der Wohnräume, 
Pflege des Gebäudes und der Außenanlagen unter Einbeziehung der Bewohner im Einsatz. 
 
Bereitschaftsdienst 
Für technische Störungen (z. B. auftretende Probleme bei Heizung, Strom, Wasser, techn. Geräte) ist 
ein Bereitschaftsdienst einsatzbereit. Über Näheres hierzu informiert ein Hinweis in den Unterkünften.  
 
In den Gemeinschaftsunterkünften ist der Hausmeister-Bereitschaftsdienst an den Wochenenden von 
Freitag, 12.00 Uhr bis Montag, 7.00 Uhr unter Tel. 0172 1838843 erreichbar. 
 
Sicherheitsdienst 
In der GUK Haintal im Integrationszentrum Heidenheim ist eine externe Sicherheitsfirma im Einsatz, 
um die Sicherheit und Ordnung sowie die Einhaltung der Besuchszeiten in den Unterkünften zu 
gewährleisten. 
 
3.3 Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
 
Die Leistungsabteilung beim Stabsbereich Migration und Ehrenamt gewährt Leistungen für den 
Lebensunterhalt nach dem AsylbLG. Außerdem erhalten die Asylbewerber Leistungen bei Krankheit, 
Schwangerschaft, Geburt, Bildung und Teilhabe sowie für gemeinnützige zusätzliche Arbeit. Die 
Leistungen werden im Landkreis Heidenheim als Geldleistungen gewährt. Hierfür eröffnen die 
Asylbewerber in der Regel ein Konto bei einem Kreditinstitut. Wenn sie über kein Konto verfügen, 
werden die Leistungen bar per Zahlkarte ausbezahlt. 
 
Hinweis: 
Die Leistungsabteilung bittet um Beachtung, dass ohne Antragstellung keine Gewährung bzw. 
Auszahlung von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) möglich ist. Es können 
erst ab Antragstellung Leistungen für den täglichen oder gesundheitlichen Bedarf gewährt werden.  
Ebenso müssen Leistungen für den Bereich Bildung und Teilhabe (BuT-Leistungen) vorab beantragt 
werden.  
Sollten sich Änderungen in den persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnissen ergeben, so sind 
erneut Anträge zu stellen, unabhängig davon, ob bereits ein Antrag vorliegt.  
 
Leistungsberechtigte 
Wer erhält Leistungen: (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 AsylbLG) 

- Asylbewerber, über deren Antrag auf Asyl noch nicht entschieden wurde und die für die Zeit 
des Asylverfahrens eine Aufenthaltsgestattung haben 

- Bürgerkriegsflüchtlinge, die in der Bundesrepublik Deutschland vorübergehend Schutz suchen 
- Geduldete, bei denen eine Rückkehr in ihr Herkunftsland nicht vollzogen werden kann, weil 

humanitäre, rechtliche oder persönliche Gründe oder das öffentliche Interesse entgegen stehen 
- Ausländer mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1, § 24, § 25 Abs. 4 Satz 1,  

Abs. 4 a oder Abs. 5 AufenthG  
- Ausländer, die vollziehbar ausreisepflichtig sind 
- Folgeantragsteller 



 

16 

 

 
Einkommen und Vermögen, über welches verfügt werden kann, ist für den Lebensunterhalt zu 
verwenden und mindert den Leistungsanspruch ganz oder teilweise. Dabei wird bei 
Erwerbseinkommen ein zusätzlicher Freibetrag angerechnet. Bei entsprechend hohem Einkommen 
sind auch die Kosten für die Unterkunft zu ersetzen. Ferner wird jeder Person ein Vermögensfreibetrag 
in Höhe von 200 ú zugestanden.  
 
Grundleistungen ab 17.03.2016 
 

Grundlage: 
Bekanntmachung 
über die Höhe der 
Leistungssätze nach 
§ 3 Absatz 4 des  
AsylbLG  
 

Monatliche Leistungen in 2016 

Notwendiger  
Bedarf  

(physisches 
Existenzminimum) 

Notwendiger 
persönlicher 

Bedarf 
(soziokulturelles 

Existenzminimum) 

Leistungen 
nach § 3 
AsylbLG:  

insgesamt 

LS 1:  
Alleinstehende  
Leistungsberechtigte 

219 ú 135 ú 354 ú 

LS 2:  
Zwei erwachsene 
Leistungsberechtigte,  
die als Partner einen  
gemeinsamen  
Haushalt führen 

196 ú 122 ú 318 ú 

LS 3:  
Weitere erwachsene  
Leistungsberechtigte  
ohne eigenen  
Haushalt 

176 ú 108 ú 284 ú 

LS 4:  
Kinder von Beginn 
des 15. bis Vollendung 
des 18. Lebensjahres 

200 ú 76 ú 276 ú 

LS 5:  
Kinder von Beginn  
des 7. bis Vollendung  
des 14. Lebensjahres 

159 ú 83 ú 242 ú 

LS 6:  
Kinder bis zur  
Vollendung des  
6. Lebensjahres 

135 ú 79 ú 214 ú 

 
Die notwendigen Leistungen für die Unterkunft inklusive Ausstattung mit Möbeln und 
Haushaltsgegenständen werden als Sachleistungen erbracht.  
Miet-, Heiz- und Nebenkosten sowie Stromkosten trägt der Landkreis. Stromkosten sind im 
Regelbedarf enthalten und werden daher bei Personen in der Gemeinschaftsunterkunft einbehalten. 
 
Regelbedarf für persönliche Bedürfnisse  
Die Höhe des Regelbedarfs richtet sich nach der jeweiligen Regelbedarfsstufe. Fahrtkosten sind im 
Regelbedarf enthalten.  
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Fahrtkosten zur Erfüllung der Mitwirkungspflicht im Asylverfahren 
Die Leistungsabteilung übernimmt die notwendigen, angemessenen Fahrtkosten für Fahrten zur 
Erfüllung der Mitwirkungspflicht im Asylverfahren, z. B. die Kosten für eine Fahrkarte zum BAMF oder 
die Fahrtkosten zur Passbeschaffung. 
Wichtig: Die Fahrtkosten müssen im Vorfeld vom Landratsamt genehmigt werden. Ein Nachweis über 
den Termin beim BAMF ist hierbei erforderlich. Die Leistungsabteilung erstattet die Fahrtkosten dann 
im Nachhinein nach Vorlage eines geeigneten Belegs (Bahnticket). 
 
Leistungen zur Gesundheitspflege 
Ein Anteil für rezeptfreie Medikamente ist im Leistungssatz enthalten, Ausnahmen sind im Einzelfall bei 
chronischen Erkrankungen (Vorlage eines Attests notwendig) möglich. 

 
Befreiung von der Zuzahlungspflicht 
Die Asylbewerber sind von der Zuzahlungspflicht für Medikamente auf Rezept befreit. Hierzu erhalten 
sie von der Leistungsabteilung einmal pro Quartal eine Befreiungskarte, die bei den Apotheken 
vorgelegt werden kann.  
Hinweis: Jedes Quartal wird die Karte in einer anderen Farbe ausgegeben. 
 
Muster der Befreiungskarte: 

 
Vorderseite      Rückseite  

Leistungen bei Krankheit 
Asylbewerber erhalten bei Bedarf einmal pro Quartal Krankenbehandlungsscheine und spezielle 
Zahnbehandlungsscheine bei akuten Schmerzzuständen. Diese werden in der Leistungsabteilung 
persönlich oder an ein volljähriges Familienmitglied ausgehändigt. Zahnbehandlungsscheine werden 
ebenso nur persönlich ausgehändigt. Im Vorfeld müssen die Asylbewerber einen Termin beim 
Zahnarzt vereinbaren. Unter Vorlage des Terminzettels kann in der Leistungsabteilung der 
Zahnbehandlungsschein ausgestellt werden. 
 
Zuerst zum Hausarzt 
Ehrenamtliche Helfer können bei der Suche nach einem Hausarzt und evtl. auch bei der Begleitung 
zum Erstbesuch behilflich sein.  
 
Eine notwendige Überweisung zum Facharzt wird bei Bedarf und Indikation vom Hausarzt ausgestellt. 
Diese Überweisung muss vor Besuch des Facharztes der Leistungsabteilung vorgelegt werden. 
Gleiches gilt für die Bestätigung über die Notwendigkeit der Hinzuziehung des Facharztes (Diagnose 
und Begründung der Notwendigkeit). 
 
Auch umfangreichere Untersuchungen müssen zuvor von der Leistungsabteilung genehmigt werden. 
Diagnose und Notwendigkeit werden vom Fachbereich Gesundheit geprüft und der Asylbewerber wird 
ggf. zur amtsärztlichen Untersuchung beim Fachbereich Gesundheit eingeladen. 
 
Hinweis:  
Der Fachbereich Gesundheit ist medizinischer Gutachter, Entscheidungen über die Genehmigung bzw. 
Ablehnung von weitreichenderen Untersuchungen trifft die Leistungsabteilung. 
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Die Kosten der Impfungen für Kinder und Erwachsene werden übernommen, um einen ausreichenden 
Impfschutz unter möglichst vielen Asylbewerbern und Flüchtlingen zu gewährleisten. 
 
Kosten für Vorsorgeuntersuchungen für Kinder (U1 ï U9) werden ebenfalls übernommen. 
 
Verhalten bei Notfällen 
Generell sind bei akuten Notfällen die bekannten Notrufnummern 110 und 112 zu alarmieren. 

- Wird ein Asylbewerber in eine Klinik eingeliefert, muss diese die Leistungsabteilung informieren 
und um Kostenübernahme bitten. Diese Kosten werden zwischen Klinik und Leistungsabteilung 
direkt abgerechnet. 

- Notfallbehandlungen beim Arzt (z. B. am Wochenende) werden mittels Notfallschein von 
diesem abgerechnet. 

- Kosten für Notfalleinsatz/Krankentransport werden ebenfalls direkt abgerechnet. 
- Fahrten mit dem Taxi können in der Regel nur berücksichtigt werden, wenn der  behandelnde 

Arzt eine Krankenbeförderung für notwendig erachtet (Krankenbeförderungsschein).  
- Generell ist sonst davon auszugehen, dass die Rückfahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln 

erfolgt. 
 
Klinikaufenthalte und Operationen 
Stationäre Krankenhausaufenthalte und Operationen, auch ambulante, sind - außer bei Notfällen - 
grundsätzlich vorher von der Leistungsabteilung zu genehmigen. Die entsprechende ärztliche 
Verordnung ist vorzulegen und wird vom Fachbereich Gesundheit amtsärztlich geprüft.  
 
Leistungen für Bildung und Teilhabe (BuT-Leistungen) 
Im Rahmen des Bildungspakets können junge Asylbewerber auf Antrag BuT-Leistungen erhalten. 
 

a) Leistungen für Schüler (Schulbescheinigung notwendig): 
Diese Leistungen werden gewährt, wenn die Person 

- noch keine 25 Jahre alt ist und 
- eine allgemein- oder berufsbildende Schule besucht sowie 
- keine Ausbildungsvergütung erhält. 

  
Leistungsumfang: 

- Teilnahme an Schulausflügen und anderen kostenpflichtigen Schulveranstaltungen 
- Schulbedarf 
- Schülerbeförderungskosten  
- Mittagessen in Schule und Kindergarten 

 
 

b) Leistungen für Kinder und Jugendliche: 
 Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren können für die Teilhabe am sozialen und kulturellen 
Leben einen Zuschuss von bis zu 10,00 ú im Monat erhalten. 

 
Leistungsumfang: 

- Mitgliedsbeiträge in Vereinen 
- Unterricht in künstlerischen Fächern 
- Teilnahme an Freizeiten 

 
Sonstige Leistungen 
In begründeten Einzelfällen können sonstige Leistungen gewährt werden, wenn sie zur Sicherung des 
Lebensunterhaltes oder der Gesundheit unerlässlich sind.  
 
Bei Schwangerschaft kann kein höherer Leistungssatz angesetzt werden, es kann aber auf Antrag 
Folgendes gewährt werden: 

- Schwangerschaftsbekleidung ab 4./5. Monat 
- Babyerstausstattung ca. acht Wochen vor Geburtstermin 
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- Kosten für die notwendigen Vorsorgeuntersuchungen, die Entbindungskosten und die 
Betreuungskosten nach der Entbindung durch eine Hebamme 

- (Folge-) Babyausstattung ab 7. Monat nach Geburt 
 

Leistungen für Flüchtlinge in der Anschlussunterbringung (AU) 
Die hilfegewährende Stelle richtet sich nach dem Status des Betroffenen: 
Personen mit Aufenthaltsgestattung oder Duldung in der AU erhalten Leistungen nach AsylbLG, 
Nutzungsgebühren der Städte und Gemeinden für die Unterbringung werden als Leistungen nach dem 
AsylbLG vom Landratsamt übernommen. 
Anerkannte Flüchtlinge in der AU erhalten Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch vom Jobcenter,  
Unterbringungskosten werden vom Jobcenter übernommen. 
 
Leistungen für Asylberechtigte und anerkannte Flüchtlinge 
Nach der Anerkennung als Asylberechtigter oder Flüchtling endet der Anspruch auf Leistungen nach 
AsylbLG. Der Ausländer erhält dann Leistungen nach dem SGB, die beim Jobcenter zu beantragen 
sind. 
 
Öffnungszeiten der Leistungsabteilung im Integrationszentrum Heidenheim  
Montag 8:00 Uhr bis 11:30 Uhr 
Dienstag 8:00 Uhr bis 11:30 Uhr 
Mittwoch geschlossen 
Donnerstag 8:00 Uhr bis 11:30 Uhr und 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr 
Freitag  8:00 Uhr bis 11:30 Uhr 
Darüber hinaus werden Sprechzeiten für ehrenamtlich Engagierte in der Flüchtlingshilfe angeboten. 
Diese haben nach vorheriger Terminvereinbarung die Gelegenheit, bei der Leistungsabteilung ohne 
Wartezeit vorzusprechen. Diese Möglichkeit ist ausschließlich für Problemfälle oder bei schwierigen, 
komplexen Sachverhalten vorgesehen. 
 
Datenschutz, schriftliche Vollmacht 
Die Ehrenamtlichen, die Asylbewerber betreuen und persönliche Auskünfte erhalten möchten, während 
die Asylbewerber nicht zugegen sind, müssen der Leistungsbehörde eine schriftliche Vollmacht 
vorlegen. Diese Vollmacht muss von dem jeweiligen Asylbewerber erteilt werden und erläutern, welche 
Informationen weitergegeben werden dürfen. Dies gilt auch für die Abholung von Dokumenten, wie  
z. B. Krankenscheinen. 
 
Freiwillige Rückkehr ins Heimatland 
Die Rückkehrberatungsstelle im Stabsbereich Migration und Ehrenamt des Landratsamts ist ebenfalls 
in der Leistungsabteilung zu erreichen. Der Flyer ĂBeratung zur freiwilligen R¿ckkehrñ informiert  ¿ber 
dieses Thema. Zur Antragstellung auf Mittel zur Rückkehrförderung ist es notwendig, dass alle 
volljährigen Familienmitglieder persönlich zur Unterschrift vorsprechen, nicht nur der 
Haushaltsvorstand. 
 
 
 
Abdruck des Flyers, der beim Landratsamt erhältlich ist: 
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3.4  Beratung und  Betreuung der Asylbewerber und Flüchtlinge 
 
Hauptamtliche  sozialpädagogische Beratung und Betreuung beim Stabsbereich Migration und 
Ehrenamt 
Für die bedarfsgerechte sozialpädagogisch qualifizierte Beratung und Betreuung der Asylbewerber 
sind beim Stabsbereich Migration und Ehrenamt des Landratsamts Sozialpädagogen zuständig. 
Aufgeteilt nach örtlichen Zuständigkeitsbereichen kümmern sich diese um die Belange der 
Asylbewerber und deren individuellen Bedürfnisse und sind somit erster Ansprechpartner zur 
Orientierung und Integration in Deutschland. Sie geben Informationen zur medizinischen Versorgung 
und zum Gesundheitssystem, sind Ansprechpartner bei der Hilfe zur Bewältigung allgemeiner 
persönlicher und sozialer Probleme, insbesondere auch im Zusammenleben von Menschen 
verschiedener Kulturkreise. Weitere Aufgaben sind die Suche nach Schul- und Kindergartenplätzen, 
Anmeldungen zu Schule und Kindergarten in Abstimmung mit den Eltern sowie Hilfen bei 
Antragstellungen (z. B. ALGII, Kindergeld). Weiterhin stellen sie Kontakt zu fachspezifischen 
Beratungsstellen her und vermitteln passgenaue Hilfe. 
 
Grundlage ist die Förderung einer selbstständigen und eigenverantwortlichen Lebensführung der 
Asylbewerber und Flüchtlinge. Die Betreuungsarbeit berücksichtigt auch den Umstand, dass ein Teil 
dieses Personenkreises die Bundesrepublik Deutschland wieder verlassen muss. Asylbewerber und 
abgelehnte Asylbewerber sollen objektiv und realistisch über ihre Aufenthaltssituation in der 
Bundesrepublik Deutschland aufgeklärt werden.  
 
Mitarbeiter des freiwilligen sozialen Jahrs sind ebenfalls im Stabsbereich Migration und Ehrenamt tätig. 
 
Weitere Aufgaben der hauptamtlichen sozialpädagogischen Beratung und Betreuung 
Die Sozialpädagogen stellen ein umfassendes Angebot an Hilfestellung und Netzwerken für die im 
Landkreis lebenden Flüchtlinge bereit und bieten Hilfe bei der Verbesserung bzw. Lösung sozialer 
Probleme. Im Mittelpunkt steht die Unterstützung beim Prozess der Integration und beim Erreichen 
eigener Ziele. Sie organisieren das gut funktionierende Zusammenleben der Asylbewerber und fördern 
ein konfliktarmes und respektvolles Zusammenleben mit der Nachbarschaft. Zudem fördern sie den 
verständnis- und vertrauensvollen Umgang der Asylbewerber mit Behörden, Schulen und 
Kindergärten. Die sozialpädagogische Beratung und Betreuung arbeitet eng mit der Wohnheimleitung 
zusammen. 
 
 
Abdruck des Flyers, der beim Landratsamt erhältlich ist: 
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Die sozialpädagogische Beratung und Betreuung der Flüchtlinge in der AU obliegt weiterhin dem 
Landkreis.  
 
Übergangsmappe für anerkannte Flüchtlinge 
Mit der Anerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder subsidiärem Schutz wechseln Asylbewerber in 
der Regel in den Zuständigkeitsbereich des Jobcenters und erhalten fortan keine 
Asylbewerberleistungen, sondern ALGII. Dieser  Personenkreis erhält von den Sozialpädagogen des 
Landratsamts in den Gemeinschaftsunterkünften eine sog. Übergangsmappe ausgehändigt. Diese 
enthält alle wichtigen Informationen den Wechsel in den Zuständigkeitsbereich des Jobcenters 
betreffend, z. B. Hinweise zur Wohnungssuche, zum sparsamen Umgang mit Energie und zur richtigen 
Mülltrennung. Weiterhin wird auf wichtige formale Sachverhalte, die bei Anmietung einer Wohnung 
relevant sind, hingewiesen, z. B. Ummeldung bei der jeweiligen Stadt oder Gemeinde, Adressänderung 
bei Banken, Einrichtung eines Nachsendeantrags. Mit der Übergangsmappe sollen alle wichtigen 
Informationen in gebündelter Form an anerkannte Asylbewerber weitergegeben und kommuniziert 
werden, um den Übergang zu erleichtern.  
 
Sprechzeiten der hauptamtlichen sozialpädagogischen Beratung und Betreuung  
Über die Sprechzeiten informiert ein Hinweis in der Unterkunft. 
 
Hauptamtliche Unterstützung durch Fachbereich Gesundheit 
Der Fachbereich Gesundheit unterstützt den Stabsbereich Migration und Ehrenamt bei der 
medizinischen bedarfsorientierten Beratung, Betreuung und Behandlung der Asylbewerber sowie bei 
der Begutachtung und Prüfung der notwendigen medizinischen Maßnahmen. Eine examinierte 
Krankenschwester ergänzt die medizinische Versorgung der Flüchtlinge.  
 
Familienmobil 
Das Regionale Bündnis für Familie Ostwürttemberg e. V. hat im September 2016 dem Landkreis 
Heidenheim und dem Ostalbkreis zur gemeinschaftlichen Nutzung ein Fahrzeug zur Verfügung gestellt. 
Dieses wird im Rahmen der Aufnahme, Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen eingesetzt und 
soll darüber hinaus auch zu Fahrdiensten im Rahmen von  integrativen Aktionen und Projekte, z. B. im 
Zusammenhang mit dem Begegnungszentrum Migration und Ehrenamt zum Einsatz kommen. 
Gefahren werden darf dieses Fahrzeug entsprechend der Nutzungsvereinbarung von Mitarbeitern des 
Stabsbereichs Migration und Ehrenamt. Standort des Familienmobils ist der Hof des 
Integrationszentrums Heidenheim. 
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3.5 Netzwerk im Landkreis Heidenheim 

 

 

 
4. Kinder und Jugendliche 
 
 
4.1 Kinder im Vorschulalter  
 
In der Bundesrepublik Deutschland besteht für Kinder ab dem ersten Lebensjahr ein Rechtsanspruch 
auf einen Betreuungsplatz, eine Kindergartenpflicht besteht aber nicht. Kinder von Asylbewerbern 
können freiwillig eine Kindertageseinrichtung bzw. einen Kindergarten besuchen. Kinder, die in 
Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind, werden in den Kindergarten angemeldet und 
entsprechend den vorhandenen Kapazitäten in die bestehenden Gruppen integriert. Die Gebühren 
werden nach Antrag vom Fachbereich Jugend und Familie beim Landratsamt übernommen. Hierbei 
unterstützt die sozialpädagogische Fachkraft.  
 
Die Einrichtung von Kindergartenplätzen fällt in den Aufgabenbereich der Städte und Gemeinden. 
Deshalb muss im Vorfeld geklärt werden, welche Kindertageseinrichtung noch freie Kapazitäten hat.  
Die hauptamtlichen  Sozialpädagogen vor Ort in den Unterkünften melden den Bedarf an Plätzen an 
die jeweilige Stadt oder Gemeinde bzw. an den Kindergarten und informieren die Familie, ob bzw. wo 
das Kind angemeldet werden kann. 
 
4.2 Schulpflichtige Kinder und Jugendliche  
 
Nach § 72 Schulgesetz für Baden-Württemberg (SchG) beginnt die Schulpflicht für Asylbewerberkinder 
sechs Monate nach Einreise im Land. Hier im Landkreis gibt es an vielen Schulen für Schüler mit 
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geringen Deutschkenntnissen sog. Vorbereitungsklassen (VKL-Klassen). Diese müssen von den 
Schulen beim Staatlichen Schulamt angemeldet werden  Abhängig vom Deutschkenntnisstand werden 
die Kinder in VKL-Klassen beschult bzw. in reguläre Klassen eingegliedert. 
 
4.3  Berufsschulpflichtige Jugendliche 
 
Asylbewerber sind ebenso nach § 78 SchG verpflichtet, die Berufsschule zu besuchen. In Baden-
Württemberg werden berufsschulpflichtige Jugendliche ohne ausreichende Deutschkenntnisse in sog. 
VABO- Klassen (Vorbereitungsjahr Arbeit und Beruf ohne Deutschkenntnisse) beschult. 
 
4.4 Unbegleitete minderjährige Ausländer (UMA) 
 
Unbegleitete minderjährige Ausländer sind unter 18-Jährige, die ohne ihre Eltern oder 
Personensorgeberechtigten außerhalb ihres Herkunftslandes Schutz vor Verfolgung suchen. Werden 
diese dem Landkreis zugewiesen, ist grundsätzlich der Fachbereich Jugend und Familie beim 
Landratsamt zuständig, auch für die Gewährungen von Leistungen. Dieser Personenkreis wird 
grundsätzlich in einer Jugendhilfeeinrichtung oder Pflegefamilie untergebracht und betreut. 
 
Werden diese Ausländer volljährig und erhalten keine Jugendhilfeleistungen mehr (vorausgesetzt das 
Asylverfahren ist noch nicht abgeschlossen), müssen sie sich bei der Gemeinde, in der sie zuletzt in 
einer Jugendhilfemaßnahme untergebracht waren, obdachlos melden. Die Gemeinde ist dann 
verpflichtet, den Jugendlichen als Obdachlosen unterzubringen. Dieser Personenkreis fällt nicht unter 
das FlüAG und wird nicht mehr in Gemeinschaftsunterkünfte des Landkreises aufgenommen. 
 
 
 

5. Sprache 
 
 
5.1 Sprachförderung 
 
Das Erlernen der deutschen Sprache ist die Voraussetzung sowohl für das Zurechtfinden im Alltag als 
auch ein wichtiger Schritt zur Integration in die Gesellschaft und auf dem Arbeitsmarkt.  
 
Der Landkreis stellt sicher, dass neu angekommene Flüchtlinge unentgeltlich Grundkenntnisse der 
deutschen Sprache erwerben können. In der Vergangenheit wurden Gutscheine für 100 Stunden 
Basissprachkurse ausgegeben. Im Herbst 2016 konnten zudem zwei 300 Stunden Kurse angeboten 
werden. Möglich wurde dies durch Fördermittel des Landes Baden-Württemberg.  
 
Das Sprachkursangebot gilt für alle Flüchtlinge ab 18 Jahren, die nicht zur Schule gehen.  
 
5.2 Hauptamtliche Dolmetscherin beim Landratsamt 
 
Der Stabsbereich Migration und Ehrenamt wird im Bereich Beratung und Betreuung von Flüchtlingen 
durch eine im arabischsprachigen Raum geborene Dolmetscherin verstärkt. Sie leistet 
Übersetzertätigkeiten in arabisch-deutsch und unterstützt bei der Lösung von Konflikten in den 
Unterkünften. Hierzu ist sie zu fixen Terminen in den Unterkünften präsent. 
 
5.3 Sprachmittlerpool beim Landratsamt 
 
Beim Stabsbereich Migration und Ehrenamt  besteht ein Sprachmittlerpool auf ehrenamtlicher Basis.  
Interessierte und sprachlich qualifizierte Mitarbeiter des Landkreises, Schüler, Studenten, ehemalige 
Asylbewerber und Bürger mit Migrationshintergrund engagieren sich ehrenamtlich. Weitere 
Interessierte können sich gerne bei der Koordinationsstelle Ehrenamt melden. Durch diesen 
ehrenamtlichen Sprachmittlerpool sollen Neuzugewanderte mit Fluchthintergrund ohne ausreichende 
Sprachkenntnisse die Gelegenheit haben, niederschwellige und kostenlose Übersetzungshilfe für 
verschiedene Alltagssituationen zu erhalten und gleichzeitig Kontakte zu Menschen mit und ohne 
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Migrationshintergrund knüpfen zu können. Dieses Angebot ersetzt jedoch keine amtlich bestellten 
Dolmetscher. Zur Ausweitung und Optimierung dieses Projekts werden Fördermittel des Landes 
Baden-Württemberg eingesetzt.  
 
Hinweis: 
Bundesweite Dolmetscher- und Übersetzerdatenbank, z. B. für die Übersetzung von Urkunden- 
Informationen hierzu auf der Internetseite www.justiz-dolmetscher.de 
 
5.4 Herkunftsländer und Sprachen von Asylbewerbern in der vorläufigen Unterbringung 
 
Herkunftsländer in alphabetischer Reihenfolge 

- Afghanistan, Albanien, Algerien, 
- Eritrea, 
- Gambia, Georgien,  
- Irak, Iran, 
- Kamerun, Kasachstan, 
- Nigeria, 
- Pakistan, 
- Republik Kosovo, Russische Föderation, 
- Senegal, Syrien, 
- Togo, Türkei 

 
Hauptsächlich gesprochene Sprachen in alphabetischer Reihenfolge 

- Albanisch, Algerisch, Arabisch,  
- Dari, 
- Englisch, 
- Französisch, 
- Italienisch, 
- Russisch, 
- Serbisch, 
- Türkisch, 
- Urdu 

 
 
 
6. Arbeit  
 
 
Die Situation der Asylbewerber ist besonders geprägt durch die Einschränkung der Arbeitsmöglichkeit. 
Während des Asylverfahrens (mit Aufenthaltsgestattung) ist Asylbewerbern in den ersten drei Monaten 
eine Erwerbstätigkeit grundsätzlich nicht gestattet. Danach ist die Zustimmung der zuständigen 
Ausländerbehörde und ggf. der Bundesagentur für Arbeit (BA) erforderlich. Keiner Zustimmung der BA 
bedarf es nur, wenn dies ausdrücklich durch Rechtsverordnung bestimmt ist. Für die Beteiligung der 
BA muss zunächst ein konkretes Stellenangebot des Asylbewerbers vorliegen. Der Arbeitgeber muss 
hierzu ein Formular mit Angaben zur Tätigkeit und den Arbeitsbedingungen (eine sog. 
Stellenbeschreibung, erhältlich bei der Ausländerbehörde) ausfüllen und bei der zuständigen 
Ausländerbehörde vorlegen. Daraufhin erfolgt eine behördeninterne Zustimmungsanfrage an die BA. 
Die BA prüft u. a. Arbeitszeiten, Mindestlohn und ggf. auch den Vorrang anderer Bewerber für diese 
Stelle (es gibt Regionen, in denen die Vorrangprüfung entfällt). Wenn die Beschäftigung genehmigt 
wurde, wird dies in der Aufenthaltsgestattung vermerkt und der Arbeitsaufnahme bei diesem 
Arbeitgeber steht nichts mehr im Wege.  
 
Bei abgelehnten Asylbewerbern (mit einer Duldung) gelten teilweise andere Rechtsvorschriften. Auch 
hier kann eine Zustimmung zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt werden, wenn sich der 
Asylbewerber seit drei Monaten erlaubt, geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung im 
Bundesgebiet aufhält. Zunächst muss hierfür jedoch die allgemeine Arbeitserlaubnis schriftlich (ein 

http://www.justiz-dolmetscher.de/
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bestimmtes Formular gibt es nicht) beim RP Karlsruhe beantragt werden. Wurde die Arbeitserlaubnis 
durch das RP Karlsruhe erteilt, so ist für das weitere Vorgehen auch bei diesem Personenkreis die 
zuständige Ausländerbehörde und ggf. die BA zu beteiligen. Dies erfolgt ebenfalls durch die Vorlage 
einer Stellenbeschreibung bei der Ausländerbehörde und wird auf die gleiche Weise wie bei 
Asylbewerbern während des Asylverfahrens (siehe oben) bearbeitet.  
 
Für Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten ist durch die Änderung des Asylverfahrensgesetzes 
(in Kraft seit 24.10.2015 mit neuer Bezeichnung Asylgesetz) ein Zugang zum Arbeitsmarkt nicht mehr 
möglich. Es besteht für diesen Personenkreis ein generelles Beschäftigungsverbot während des 
Asylverfahrens, sofern der Asylantrag ab 01.09.2015 gestellt wurde und auch für vollziehbar 
ausreisepflichtige Personen, deren ab 01.09.2015 gestellten Asylanträge abgelehnt wurden.  
 
Eine Arbeitsaufnahme muss der Leistungsabteilung des Landratsamts spätestens drei Tage nach 
Aufnahme der Arbeit gemeldet (Arbeitsvertrag vorlegen) und die monatlichen Gehaltsabrechnungen 
vorgelegt werden. Die Grundleistungen werden von der Leistungsabteilung entsprechend angepasst 
und geprüft, ob Unterkunftsgebühren bezahlt werden müssen.  
 
6.1 Gemeinnützige zusätzliche Arbeit 
 
Unabhängig vom Arbeitsverbot haben Asylbewerber von Beginn ihres Aufenthalts an die Möglichkeit, 
gemäß § 5 AsylbLG im Rahmen der gemeinnützigen zusätzlichen Arbeit tätig zu werden. Dies kann 
sinnvoll sein, denn häufig leiden die Flüchtlinge darunter, keiner Arbeit nachgehen zu können. Wenn 
sie dazu Gelegenheit bekommen, erhält der Alltag eine Struktur. Gemeinnützige zusätzliche Arbeit 
fördert die soziale Teilhabe am Arbeitsleben und hilft, die Lage der Asylbewerber zu stabilisieren. 
Diese Arbeit sollte aber keinen regulªren Arbeitsplatz ersetzen, daher der Zusatz Ăzusªtzlichñ. 
 
Diese Arbeit sollte zeitlich und räumlich so ausgestaltet werden, dass sie auf zumutbare Weise und 
zumindest stundenweise ausgeübt werden kann. Die Ausübung einer gemeinnützigen zusätzlichen 
Arbeit begründet kein Arbeitsverhältnis im Sinne des Arbeitsrechts und begründet ebenso kein 
Beschäftigungsverhältnis im Sinne der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung.  
 
Für die zu leistende Arbeit wird eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 0,80 ú pro Stunde 
ausbezahlt. Der zeitliche Umfang darf eine Stundenzahl von 100 Stunden im Monat nicht 
überschreiten. Während dieser Tätigkeit sind die Asylbewerber und Flüchtlinge haftpflicht- und 
unfallversichert. Die Versicherungspflicht liegt beim Träger der gemeinnützigen zusätzlichen Arbeit. Die 
anfallenden Fahrtkosten werden ebenfalls erstattet und die Entschädigung bleibt bei der 
Leistungsgewährung unberücksichtigt. 
 
Vorgehensweise 
Wenn gemeinnützige Träger (siehe unten) eine Möglichkeit zur gemeinnützigen zusätzlichen Arbeit für 
Flüchtlinge haben, melden sie dies dem Stabsbereich Migration und Ehrenamt des Landratsamts. Dort 
wird vorab geprüft, ob es sich um eine gemeinnützige Arbeit im Sinne von § 5 AsylbLG handelt. 
Asylbewerber, die Interesse an einer gemeinnützigen zusätzlichen Arbeit haben, melden sich bei der 
örtlichen Wohnheimleitung. Die zentrale Wohnheimleitung teilt den Asylbewerbern eine 
Arbeitsgelegenheit zu und erledigt die formellen Dinge. 
 
Beispiele für Arbeitsgelegenheiten erwachsener Flüchtlinge 
In den Gemeinschaftsunterkünften des Landkreises Heidenheim: 

- Wäschedienste 
- Dolmetschertätigkeiten 
- Reinigungsdienste, Säubern der Außenanlagen 
- Winterdienste 

 
Externe Angebote bei: 

- Stadt- und Gemeindeverwaltungen 
- Kirchen 
- Wohlfahrtsverbänden (z. B. AWO, DRK) 
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6.2 Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) 
 
Mit dem am 06.08.2016 in Kraft getretenen Integrationsgesetz gibt es zusätzlich die Möglichkeit zur 
Schaffung von Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM). Ziel: Die Wartezeit für die Dauer des 
Asylverfahrens soll für die Flüchtlinge durch eine sinnvolle und gemeinwohlorientierte Beschäftigung 
überbrückt werden. Mittels niederschwelliger Angebote sollen sie an den Arbeitsmarkt herangeführt 
werden. Die Ausgestaltung als Arbeitsmarktprogramm des Bundes soll eine möglichst einfache 
Durchführung der FIM sicherstellen. 
 
Staatliche, kommunale und gemeinnützige Träger sollen sog. externe zusätzliche FIM schaffen. 
Voraussetzung ist, dass die zu leistende Arbeit sonst nicht, nicht in diesem Umfang oder nicht zu 
diesem Zeitpunkt verrichtet werden würde. Die konkrete Tätigkeit soll ausschließlich und unmittelbar 
dem Allgemeinwohl und nicht privaten Erwerbszwecken dienen, so wie es bereits mit der 
gemeinnützigen Arbeit nach § 5 AsylbLG Voraussetzung war.  
 
Teilnehmen können arbeitsfähige, nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG, die 
das 18. Lebensjahr vollendet haben und nicht der Vollzeitschulpflicht unterliegen. Dies gilt nicht für 
Leistungsberechtigte, die aus einem sicheren Herkunftsstaat stammen, sowie für geduldete und 
vollziehbar ausreisepflichtige Leistungsberechtigte. 
 
Die individuelle Teilnahmedauer beträgt für jeden Teilnehmenden bis zu sechs Monate mit einer 
maximalen wöchentlichen Arbeitszeit von 30 Stunden. Für die Durchführung der FIM erhält der 
Teilnehmende  eine Entschªdigung in Hºhe von 0,80 ú je Stunde. 
 
Wird dem Asylantrag des Teilnehmenden während der Dauer einer FIM stattgegeben, kann die 
Maßnahme bis zum Ende ihrer Laufzeit fortgesetzt werden, sofern weiterführende 
Integrationsmaßnahmen nicht zur Verfügung stehen und der Teilnehmende, der Maßnahmenträger 
oder das Jobcenter der Fortsetzung nicht widersprechen. Weiterführende Integrationsmaßnahmen, wie 
die Teilnahme an einem Sprach- oder Integrationskurs oder an Maßnahmen der Arbeitsförderung oder 
die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung, einer Berufsausbildung oder eines 
Studiums, haben Vorrang vor einer Zuweisung in die FIM. 
 
Die Anträge auf Genehmigung der Maßnahmen, werden über das Landratsamt der Agentur für Arbeit 
zugeleitet, diese prüfen die Anträge, entscheiden darüber und schließen mit dem Träger einen Vertrag 
über die Durchführung der FIM ab. 
 
Nachdem die Maßnahmen genehmigt sind, werden die Teilnehmenden in Abstimmung mit dem 
Maßnahmeträger von der Leistungsabteilung des  Stabsbereichs Migration und Ehrenamt des 
Landratsamts ausgewählt und dem Maßnahmenträger zugewiesen.  
 
6.3 Arbeitsmarktzugang 
 
Verschiedene  Arbeitskreise und Projekte mit Firmen aus einem Netzwerk verschiedener Partner, wie 
Landkreis, Stadt, Bundesagentur für Arbeit, Jobcenter, Industrie- und Handelskammer und engagierte 
Ehrenamtliche verfolgen ein gemeinsames Ziel: Sie möchten gemeinsam geeignete Asylbewerber in 
Arbeit bringen, denn Fachkräfte sind gesucht. Zugangsmöglichkeiten bestehen auch über Praktika bis 
hin zur Berufsausbildung.  
 
6.3.1 Arbeitskreis Berufliche Ausbildung und Arbeit für Flüchtlinge im Landkreis Heidenheim 
 
Ziele 
Der Arbeitskreis Berufliche Ausbildung und Arbeit für Flüchtlinge im Landkreis Heidenheim (AK) geht 
zurück auf eine Arbeitsgruppe des Freundeskreises Asyl der Stadt Heidenheim und den von der 
Agentur f¿r Arbeit betreuten Runden Tisch ñBerufliche Integration von Asylbewerbern und 
Fl¿chtlingenñ. Im Juli 2016 wurden diese Aktivitªten in dem neu geschaffenen AK auf Landkreisebene 
zusammengefasst. 
Die grundlegenden Ziele des AK sind: 
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¶ durch die berufliche Integration von Flüchtlingen deren gesellschaftliche Integration zu fördern, 

¶ den Flüchtlingen zu helfen, eine positive persönliche Lebensperspektive zu entwickeln, 

¶ einen Beitrag zu leisten, dass Flüchtlinge, wenn sie in ihre Heimatländer zurückkehren, mit 

guter beruflicher Qualifikation erfolgreich am Wiederaufbau dieser Länder mitarbeiten können. 

Der AK stellt eine organisatorische Plattform dar, deren Ziel es ist, durch wirksame Information, 
Erfahrungsaustausch und Koordination Haupt- und Ehrenamtliche bei der Suche nach Aus- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten für Flüchtlinge zu unterstützen und diesen den Zugang zum Arbeitsmarkt 
zu erleichtern. 
 
Aufgaben 
Informations- und Erfahrungsaustausch 
Der Informations- und Erfahrungsaustausch erstreckt sich auf folgende Bereiche: 

¶ auf den aktuellen Stand der beruflichen Integration im Landkreis Heidenheim, d. h. Ausbildung, 

Beschäftigung und Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM), 

¶ auf den Erfahrungsaustausch über laufende  haupt- und ehrenamtliche Aktivitäten und Projekte 

zu beruflicher Ausbildung und den Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge, 

¶ auf wichtige Neuerungen und Veränderungen relevanter gesetzlicher Regelungen sowie neuer 

und/oder geänderter Verfahren zu Ausbildungssystemen und zum Arbeitsmarktzugang, 

¶ auf Fördermaßnahmen und Fördermittel, 

¶ auf Änderungen im Bereich der Zuständigkeiten und Ansprechpartner hauptamtlicher 

Institutionen und Organisationen, 

¶ auf Schulungs- Weiterbildungs- und Informationsveranstaltungen, 

¶ auf den  ĂBest Practiceñ-Austausch mit anderen Arbeitskreisen zur beruflich orientierten 

Flüchtlingshilfe. 

Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Haupt- und Ehrenamt                               
Der Arbeitskreis sieht sich als Ideensammler und Impulsgeber für die Verbesserung der Kooperation 
zwischen hauptamtlichen Stellen und ehrenamtlichem Engagement auf dem Gebiet der beruflichen 
Ausbildung und Beschäftigung von Flüchtlingen. 
Ein konkretes Hilfsmittel hierzu ist die Erstellung und Pflege einer Liste aller Institutionen, Agenturen, 
Kammern etc., die im Landkreis Heidenheim auf dem Gebiet der beruflichen Ausbildung und 
Beschäftigung von Flüchtlingen tätig sind (Organisation/Stelle, Ansprechpartner, Kontaktdaten, 
Aufgaben/Angebote). Diese Liste soll insbesondere den Ehrenamtlichen helfen herauszufinden, an 
welche hauptamtlichen Ansprechpartner sie sich für Fragen zu beruflicher Ausbildung und Arbeit von 
Flüchtlingen wenden können. 
 
Förderung und Unterstützung von Ausbildung und Arbeit 
Der AK sieht es als seine Aufgabe an, den ehrenamtlichen Betreuern von Flüchtlingen Transparenz 
und Orientierung über die Ausbildungssysteme, die Voraussetzungen und Möglichkeiten des 
Arbeitsmarktzugangs für Flüchtlinge, sowie Informationen über Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen 
(FIM) im Landkreis Heidenheim zu vermitteln. 
Der Arbeitskreis kann als eine Art ĂMarktplatzñ betrachtet werden, auf dem sich Angebot und 
Nachfrage für Ausbildungsplätze und Arbeitsmöglichkeiten für Flüchtlinge treffen und möglichst zum 
ĂAusgleichñ gebracht werden sollen. Anbieter von Praktika, Ausbildungsplätzen und 
Beschäftigungsmöglichkeiten sind die lokalen Firmen und ihre berufsständischen Vertretungen (IHK, 
HWK) sowie die Träger von Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (Kommunen, staatliche und 
gemeinnützige Träger). Nachfrager nach Ausbildungsplätzen und Arbeit sind die Flüchtlinge, die über 
die Agentur für Arbeit und das Jobcenter vermittelt werden. Die für berufliche Ausbildung und Arbeit 
wichtigen hauptamtlichen Stellen sind im AK vertreten.   
Ehrenamtliche Betreuer haben als Ansprechpartner der Firmen, die Flüchtlinge ausbilden oder 
beschäftigen, eine wichtige Funktion im Prozess der beruflichen Ausbildung und Beschäftigung von 
Flüchtlingen. 
Der AK unterstützt die Ehrenamtlichen in allen ausbildungs- und arbeitsbezogenen Fragen der 
täglichen Arbeit mit Flüchtlingen.  
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Unterstützung von Sprachförderung und besserem Verständnis der Arbeitswelt  
Ausreichende Deutschkenntnisse sind eine wesentliche Voraussetzung für die Ausbildung und Arbeit 
von Flüchtlingen. Deshalb arbeitet der AK mit den Sprachschulen und den ehrenamtlichen Gruppen 
der Sprachförderung von Flüchtlingen zusammen, um deren berufsbezogene Sprachkompetenz zu 
verbessern. Diese Zusammenarbeit kann z. B. darin bestehen, dass der AK Impulse gibt, dass die 
Sprachschulen besser die sprachlichen Anforderungen von Firmen verstehen, die Flüchtlinge 
ausbilden oder beschäftigen. Von den Sprachschulen und der ehrenamtlichen Sprachförderung 
werden andererseits Informationen darüber benötigt, welche Flüchtlinge bereits über ein akzeptables 
Sprachniveau verfügen, um eine Ausbildung oder Beschäftigung beginnen zu können. 
Der AK will durch geeignete Initiativen einen Beitrag leisten, dass Flüchtlinge besser die Arbeitskultur 
und die Anforderungen der Arbeitswelt in Deutschland kennenlernen. Ohne dieses Verständnis kann 
eine berufliche Integration nicht gelingen.   
 
Mitglieder und Leitung 
Mitglieder des AK sind Vertreter der hauptamtlichen Stellen und des ehrenamtlichen Engagements im 
Landkreis Heidenheim, deren Ziel die berufliche Integration von Flüchtlingen ist. Zum ehrenamtlichen 
Engagement zählen insbesondere die Vertreter der Freundeskreise Asyl im Landkreis Heidenheim. 
Die Mitglieder des AK werden in einem Mitgliederverzeichnis mit Kontaktdaten geführt. Der AK wählt 
mehrheitlich einen Leiter des AK und einen Stellvertreter.  
 
6.3.2 Berufliche Integration von AsylbewerberInnen und Flüchtlingen 
 
Gemeinsame Informationen von Bundesagentur für Arbeit und Jobcenter siehe Anlage  

 
 
 
7. Spenden 
 
 
In den Unterkünften werden von den Wohnheimleitungen aus Hygienegesichtspunkten keine 
Lebensmittelspenden entgegengenommen. Hierfür bitten wir um Verständnis. 
 
Wer Kleider spenden möchte, gibt diese bitte bei der Kleiderkammer des Deutschen Roten Kreuzes, 
Schlosshaustr. 98, 89522 Heidenheim ab.  
Öffnungszeiten: Dienstag 9.00 Uhr bis 11.00 Uhr und Mittwoch 13.30 Uhr bis 17.00 Uhr  
 
oder 
 
Kleiderladen in Giengen: 
Öffnungszeiten: Dienstag bis Freitag 9.30 Uhr bis 13.00 Uhr, Samstag 9.30 Uhr bis 12.00 Uhr, 
Mittwoch bis Freitag 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
  
Wer Möbel- oder Fahrräder spenden möchte, wendet sich bitte an die AWO, Markt für Gebrauchtes, 
Leimgrubenäcker 1, 89520 Heidenheim, Tel. 07321 929370 
 
Weitere Hinweise zu Spendenmöglichkeiten finden Interessierte auf dem kreisweiten Spendenblog 
ĂFl¿chtlinge im Landkreis Heidenheimñ unter www.heidenheim.de/fluechtlinge  
 
Spendenkonto des Landkreises 
Landratsamt Heidenheim 
IBAN: DE10 632 500 300 000 880 347 
BIC: SOLADES1HDH Kreissparkasse Heidenheim 
Verwendungszweck: SK 27990010 ï ĂSpende Fl¿chtlingeñ 
Auf Wunsch wird eine Spendenbescheinigung ausgestellt. 
  

http://www.heidenheim.de/fluechtlinge
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8. Ehrenamtliches Engagement 
 
 
Die Bevölkerung im Landkreis reagiert auf die Zugänge von Flüchtlingen mit großer Hilfsbereitschaft. 
Zahlreiche ehrenamtlich tätige Bürger möchten sich engagieren oder engagieren sich bereits tatkräftig 
für die Asylbewerber und Flüchtlinge. Die Menschen erfahren großes Mitgefühl und spontane 
Hilfsbereitschaft. Die Ehrenamtlichen wollen durch ihr Handeln die Lebensqualität der Flüchtlinge 
verbessern und deren Zukunft mitgestalten. Dies geschieht auf freiwilliger Basis und ohne 
Vergütungsanspruch. Auftretende Kosten in der Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit werden in der 
Regel nicht erstattet.  
 
Das Engagement des Ehrenamts verschiebt sich 
Stand zu Beginn die Begleitung der Flüchtlinge bei der Erstorientierung im Rahmen der 
Willkommenskultur noch im Vordergrund, ist nun eine Verschiebung des Engagements in 
Zusammenhang mit der Bleibekultur zu beobachten. Die Unterstützung und Begleitung während des 
Integrationsprozesses gewinnt als Betätigungsfeld für Ehrenamtliche zunehmend an Bedeutung. 
 
Schriftliche Vollmacht für Ehrenamtliche 
Der Datenschutz im Asylbewerberbereich hat beim Landratsamt, wie in allen anderen Bereichen der 
Kreisverwaltung wo es um personenbezogene Daten geht, einen hohen Stellenwert. Deshalb müssen 
die Ehrenamtlichen, die Asylbewerber betreuen und persönliche Auskünfte erhalten möchten, während 
die Asylbewerber nicht zugegen sind, dem Landratsamt eine schriftliche Vollmacht vorlegen. Diese 
Vollmacht muss von dem jeweiligen Asylbewerber erteilt werden und erläutern, welche Informationen 
weitergegeben werden dürfen.  
 
8.1 Mögliche Einsatzbereiche 
 
Für die Ehrenamtlichen besteht die Möglichkeit, sich je nach Interessen, zeitlicher Verfügbarkeit und 
Qualifikation in unterschiedlichen Bereichen zu engagieren und nach Absprache die hauptamtlichen 
Sozialbetreuer im Rahmen ihrer Kapazitäten und Möglichkeiten zu unterstützen. Diese sind für die 
sozialpädagogische und fachspezifische Betreuung der Flüchtlinge zuständig. Darüber hinaus ist zu 
beachten, dass vor allem auch dann, wenn die Asylbewerber eine Aufenthaltserlaubnis erhalten haben, 
die Integrationsarbeit der Ehrenamtlichen besonders wertvoll ist. Die Asylbewerber benötigen vor allem 
Begleitung und Unterstützung im Alltag, um Probleme und Anfangsschwierigkeiten zu meistern. Der 
beste Weg in die Normalität ist ein geregelter Tagesablauf in sicherer Umgebung. Dabei ist es auch 
wichtig, dass die Flüchtlinge sensibilisiert werden, ihr Verhalten den Gegebenheiten ihrer neuen 
Umgebung anzupassen. 
 
Hier einige Beispiele, wo der Einsatz des Ehrenamts und Patenschaften hilfreich sein können: 

- Asylbewerber und Flüchtlinge nach Bezug der Wohnräume willkommen heißen und gerne 
regelmäßig besuchen 

- amtliche Schreiben oder Vorgänge, die die Asylbewerber nicht verstehen, erklären ï Hilfe bei 
der Korrespondenz 

- Unterstützung beim Erstellen und Formulieren von Bewerbungsunterlagen 
- individuelle Begleitung bei Alltagsangelegenheiten, z. B. gemeinsame Erkundung der 

Stadt/Gemeinde und Umgebung, Begleitung zu günstigen Einkaufmöglichkeiten für 
Lebensmittel, Bekleidung, Hausrat, Schulbedarf und Ähnliches  

- Hilfestellung für Familien, z. B. Spiel- und Bastelangebote 
- Hilfestellung im Krankheitsfall, z. B. Terminvereinbarung und evtl. Begleitung beim Arztbesuch 
- Unterstützung beim Spracherwerb 
- Hausaufgabenbetreuung, Nachhilfe für Schulkinder, dabei auch Verbesserung der 

Deutschkenntnisse 
- Fahrdienste, evtl. auch Fahrgemeinschaften bilden 
- Unterstützung bei Kindergarten- und Schulanmeldung bei anerkannten Familien   
- Unterstützung bei Antragstellung von Leistungen für Bildung und Teilhabe (BuT-Leistungen) bei 

anerkannten Flüchtlingen 
- Erläuterung der Busverbindungen und Fahrpläne 
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- Fahrradunterricht und ggf. Unterstützung bei der Fahrradreparatur 
- Asylbewerber zu Kontakten zur einheimischen Bevölkerung ermuntern und dabei auch die 

Gepflogenheiten aufzeigen 
- interkulturelle Begegnungen organisieren 
- Ausflüge in die Umgebung durchführen 
- Interesse an den jeweiligen religiösen Traditionen zeigen 
- Freizeit und Sport 

Hinweis: Kontakte zum Thema ĂSport mit Fl¿chtlingenñ:  
Sportkreis-Heidenheim  
www.sportkreis-heidenheim.de oder marx@sportkreis-heidenheim.de, 07321 321-2306 
Württembergischer Landessportbund (WLSB) 
www.wlsb.de, Vereins-Service-Büro: 0711 28077-125  
Kontaktaufnahme und ggf. Begleitung zu Sportvereinen. Dabei können Ehrenamtliche 
Bindeglied zwischen den Vereinen vor Ort und den Asylbewerbern sein. Sie können über 
mögliche Kostenübernahme im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets (BuT-Leistungen) 
durch das Landratsamt (Ansprechpartner Leistungsabteilung) informieren und auf Angebote 
oder Freizeitprogramme von Kirchen und Wohlfahrtsverbänden hinweisen. 

- gemeinsame Gartenarbeit 
- Freizeitmöglichkeiten im kulturellen Bereich, z. B. gemeinsames Singen, Musizieren oder 

Theaterspielen 
- Organisation und Verwaltung von Spenden 
- Organisation von Treffen der Asylbewerber, z. B. Tee-/ Kaffeestube 
- besondere Angebote nur für Frauen  

Diese Aufzählung soll nicht abschließend sein, sondern will Anregungen und Beispiele aufzeigen, wie 
Unterstützungsmöglichkeiten aussehen könnten.  
 
Welche Begabungen sollten Sie mitbringen, um ehrenamtlich in diesem Bereich mitzuwirken 

- Interkulturelle Kompetenz 
- Neugierde 
- Flexibilität 
- Sensibilität 

 
Was sollten Sie beachten 

- Das Ehrenamt erfordert Ausdauer, Geduld und ausgewogenes Engagement. Wichtig ist auch 
darauf zu achten, seine eigenen Grenzen zu erkennen, um sich nicht zu überfordern. 

- Asylbewerber und Flüchtlinge sind möglicherweise nur kurzfristig in einer 
Gemeinschaftsunterkunft  untergebracht, das Landratsamt behält sich vor, Umverlegungen 
vorzunehmen. 

Ziel des Ehrenamts 
- Individuelle Fähigkeiten der Asylbewerber unterstützen und auf Selbstständigkeit abzielen 
- Hilfestellungen zur Selbsthilfe geben mit dem Ziel, dass die ehrenamtliche Unterstützung immer 

weniger in Anspruch genommen werden muss. 
- Begleitung und Anleitung im Alltagsgeschehen 
- eigenverantwortliche Lebensführung der Asylbewerber und Flüchtlinge fördern 

 
Grenzen des Ehrenamts 

- Das Ehrenamt unterstützt und ergänzt die hauptamtliche Sozialbetreuung. Dabei ist es wichtig, 
die Zuständigkeiten der unteren Aufnahmebehörde zu beachten, damit gegenüber den 
Flüchtlingen die Rollen und ihre Aufgaben klar abgegrenzt sind.  

- Asylbewerber sind grundsätzlich nicht verpflichtet, sich ehrenamtlich betreuen zu lassen. Daher 
sollten Ehrenamtliche eine entsprechende ablehnende Haltung respektieren. 
 

Ehrenamtsversicherung des Landes Baden-Württemberg 
Alle Ehrenamtlichen, deren Tätigkeit rechtlich unselbstständiger Art ist, sind automatisch und kostenlos 
über die Ehrenamtsversicherung des Landes Baden-Württemberg haftpflicht- und unfallversichert. Es 
ist nicht notwendig, sich dort als Ehrenamtlicher bzw. Ehrenamtsgruppe registrieren zu lassen.  
Ein Versicherungsschutz über die Landkreisverwaltung ist nicht möglich. 

http://www.sportkreis-heidenheim.de/
mailto:marx@sportkreis-heidenheim.de
http://www.wlsb.de/



